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GZ. A8/2-004519/2007-6    Graz, 19. November 2009 
 
 

    Finanz-, Beteiligungs- und 
     Liegenschaftsausschuss: 
 
     BerichterstatterIn: 
  
     ............................... 
 
 
 
 
 

B e r i c h t 
an den 

G e m e i n d e r a t 
 
 
 

1. Die Erhebung der Müllgebühren der Landeshauptstadt Graz erfolgt derzeit gestützt auf Grazer 
Abfuhrordnung 2006 – AbfO 2006, zuletzt in der Fassung der Kundmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt Graz Nr. 14 vom 29. Dezember 2008. Die Höhe der Gebühren basiert auf einer 
betriebswirtschaftlichen Kostenrechnung; diese entspricht den gesetzlichen Vorgaben sowie der 
Rechtsprechung der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts. 
 
Die aktuelle Finanzsituation der Stadt macht es notwendig, mögliche Optimierungspotenziale (auch) 
im Einnahmenbereich auszuschöpfen. Daher sind die Gebühren für die Benützung von 
Gemeindeeinrichtungen und -anlagen, die für Zwecke der öffentlichen Verwaltung betrieben werden, 
in einem kostendeckenden Ausmaß zu erheben. Auch der Bundesrechnungshof hat anlässlich des 
„Follow Up zur Gebarungsüberprüfung 2002“ darauf hingewiesen, dass Kostenunterdeckungen in 
Gebührenhaushalten zu vermeiden und allenfalls angemessene Tarifanpassungen vorzunehmen seien. 
 
Losgelöst von der aktuellen Finanzsituation einer Gemeinde sollten die mit der Führung des 
Gebührenhaushaltes Kanal verbundenen Kosten durch die Erträge dieses Haushaltes gedeckt werden. 
Damit wäre dem Prinzip der Verursachungsgerechtigkeit bei der Erwirtschaftung der Mittel zur 
Finanzierung der Aufgaben im Bereich dieser Daseinsvorsorge entsprochen und sicher gestellt, dass 
Kostenunterdeckungen nicht aus dem allgemeinen Haushalt abgedeckt werden müssen. 
 
Die in Graz erhobenen Müllgebühren wurden letztmalig mit Wirkung vom 1. Jänner 2009 verändert. 
Eine im Oktober 2009 durchgeführte Nachkalkulation ergibt einen für das Jahr 2009 zu erwartenden 
Kostendeckungsgrad von 101,57%; dieser Deckungsgrad ist in Folge der lenkungspolitischen 
Zielsetzung der Abfallvermeidung gesetzlich zulässig. Um diesen Deckungsgrad auch im Jahr 2010 
erreichen zu können, ist es notwendig, die aktuellen geringfügig Gebühren anzupassen,. Die Höhe der 
neuen Gebühren ergibt sich aus dem diesem Bericht angeschlossenen Verordnungsentwurf (Tarif A). 
 

 
2. Neben den Müllgebühren im engeren Sinne werden in Graz für die Inanspruchnahme besonderer 
Leistungen in der Abfallwirtschaft privatrechtliche Entgelte erhoben. Die Höhe dieser Entgelte ist in 
einem Tarif B (vgl. den im Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr. 14 vom  
29. Dezember 2008 kundgemachten Beschluss des Gemeinderates) dargestellt. Die Anpassung dieser 
Entgelte soll umfänglich im Ausmaß der prozentuellen Anpassung des Tarifs A vorgenommen 
werden. 
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Im Sinne der vorstehenden Ausführungen stellt der Finanz-, Beteiligungs- und Liegenschaftsausschuss 
den  
 
 
 

A n t r a g , 
 
 

der Gemeinderat wolle  
 

1. gemäß § 45 Abs. 2 Z 13 des Statuts der Landeshauptstadt Graz, LGBl. Nr. 130/1967, zuletzt 
in der Fassung LGBl. Nr. 41/2008, die einen integrierenden Bestandteil dieses Berichtes 
bildende Verordnung und 

 
2. gemäß § 45 Abs. 2 Z 14 des Statuts der Landeshauptstadt Graz, LGBl. Nr. 130/1967, zuletzt 

in der Fassung LGBl. Nr. 41/2008, die einen integrierenden Bestandteil dieses Berichtes 
bildenden, im Tarif B zum Ausdruck kommenden, Entgelte für die Inanspruchnahme von 
besonderen Leistungen in der Abfallwirtschaft mit Wirkung vom 1. Jänner 2010 

 
beschließen. 
 
 
Anlagen: 
I.  Verordnung samt Tarif A 
II. Tarif B 

 
 
 

  
        Der Bearbeiter:                                                                        Der Abteilungsvorstand: 
     Mag. Gerald NIGL        Mag. Manfred MOHAB 
    (elektronisch gefertigt)                          (elektronisch gefertigt) 
 
 
  
      Der Finanzdirektor                                                                          Der Finanzreferent: 
Mag. Dr. Karl KAMPER                                                     Stadtrat Univ.Doz. DI Dr. Gerhard RÜSCH 
    (elektronisch gefertigt)                                                                                (elektronisch gefertigt)   
 
 
 

Angenommen in der Sitzung des Finanz-, Beteiligungs-  und Liegenschaftsausschusses am 
 

........................................ 
 
 
 

 
Der Vorsitzende: Die Schriftführerin: 
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